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Freitag den 7. März. 


Jnu land. 


Die Aufregung, welche ſich vieler Gemüther be⸗ 
mächtigte, als das Geſetz und die Verordnung vom 
29. März v. J. das gerichtliche und Disziplinar⸗ 
verfahren gegen Beamte und deren Penſionirung 
betreffend, publicirt wurden, hat durch das Erſchei⸗ 
nen der hierauf bezüglichen Schrift des Stadtge— 
richts⸗Raths Simon neue Nahrung erhalten und 
ſowohl ein Theil der Preſſe, als auch andere Stimme 
führer haben ſich derſelben ſofort bemeiſtert, um ſie 
in ihrem Sinne auszubeuten. Dieſe, jetzt alltäg⸗ 
liche, Thatſache kann zwar Niemanden befremden; 
daß indeß auch eine große Zahl der Preußiſchen 
Richter ſelbſt jene geſetzlichen Beſtimmungen als ei⸗ 
nen, ihre Rechte verletzenden, Gewaltſtreich bezeich⸗ 
nen, darin ein Mittel zum Umſturz des Grunde 
pfeilers jedes wohlorganiſirten Staats, der unab- 
hängigen Rechtspflege nämlich, erkennen, das muß 
allerdings den Unbefangenen in Erſtaunen ſetzen. 
Dies ſteigert ſich um ſo mehr, als eine unpartheii⸗ 
ſche Vergleichung der frühern und der jetzigen Rechts- 
zuſtände des Preußiſchen Richteramts klar heraus 
ſtellt, daß dieſelben durch jene Beſtimmungen nicht 
nur nicht beeinträchtigt, ſondern feſter begründet 
find, und daß der Geſetgeber die früher beſtandene 
Unabhängigkeit der Preußiſchen Richter zu ſchmälern 
weder beabſichtigt noch wirklich angeordnet hat. Wir 
behalten uns vor, dieſen Gegenſtand und den In⸗ 
halt der Simonſchen Schrift künftig vielleicht näher 
zu beleuchten und heben daher hier nur Einzelnes 
hervor. Hr. Simon fagt: „Der ſeither als unbe— 
ſtreitbar anerkannte Rechtsgrundſatz: daß ein Preu⸗ 
biſcher Richter nie anders, als durch Urtheil und 


Recht bezüglich ſeines Amts beeinträchtigt und ge— 
ſtraft werden könne und im adminiſtrativen Wege 
nur eine Admonition deſſelben zuläſſig ſei; — die— 
ſer, die Unabhängigkeit des Richterſtandes und mit 
ihr die unparteiifhe Rechtspflege einzig und allein 
ſchützende Grundſatz ſei durch die Verordnungen vom 
29. März v. J. vernichtet. Nur fälſchlich ſeien 
dieſe Verordnungen als formelle bezeichnet, fie wär 
ren in hohem Grade materieller Natur, denn ſie 
ſtellten bezüglich des Disziplinar- Verfahrens die 
Richter allen übrigen Beamten ganz gleich mit der 
einzigen Ausnahme, daß ihre Entfernung aus dem 
Amte nur durch Urtheile von Gerichtshöfen anges 
ordnet werden könne. Aber auch dieſe Ausnahme 
laſſe ſich leicht beſeitigen, weil nach jenen Verord— 
nungen die Entfernung aus dem Amte theils durch 
Verſetzung in ein anderes, theils durch unfreiwillige 
Penfionirung im adminiſtrativen Wege ſich bemir- 
ken laſſe; und da endlich auch die Verurtheilung 
der Richter fortan durch andere, als die gewöhnli⸗ 
chen Beweisregeln, durch eine von dem Verwal— 
tungschef beliebig zu erwählende, von ihm abhän⸗ 
gige Jury ausgehen werde; fo fei durch jene Wera 
ordnungen unbezweifelt der Rechtszuftand der Preu— 
biſchen Richter völlig umgewandelt und den frühern 
Gefegen geradezu entgegen, der Willkühr des Des 
partementschef um fo mehr preisgegeben, als die⸗ 
ſem jetzt auch das früher nicht beſtandene Recht eine 
geräumt ſei, die Suspenfion des Richters vom Amte 
eigenbeliebig anzuordnen.“ a 

Dieſe Behauptungen enthalten beinahe eben fo 
viel Unrichtigkeiten, als Thatſachen, und beinahe 
fo viel Irrthümer als Schlüſſe. Die Verordnun⸗ 
gen vom 29. März v. J. haben in den materiellen 
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Rechtsbeſtimmungen, wie ſie bis dahin beftanden, 


nichts geändert und nichts ändern können, weil ſie 


nach ihrem ausdrücklichen Inhalte nur Vorſchriften 
für das formelle Verfahren enthalten. Wann und 
aus welchem Grunde gegen den Preußiſchen Richter 
eingeſchritten werden könne, haben ſie nicht beſtimmt, 
ſondern nur wie bei einem, nach den beſtehenden 
Vorſchriften als nothwendig fi ergebenden, Ein⸗ 
ſchreiten zu verfahren ſei. Wenn mithin nach den 
früher beſtandenen Vorſchriſten ein ſolches Einſchrei— 
ten nicht gerechtfertigt iſt, fo kann es auch fetzt nicht 
eintreten, und wo ſeither kein Grund beſtand, den 
Richter zu ſtrafen, aus dem Amte zu entfernen, 
oder ihn deſſelben zu entfegen, da beſteht auch jetzt 
kein ſolcher. Denn nirgend iſt in jenen Verordnun⸗ 
gen eine abändernde Beſtimmung der materiellen Vor⸗ 
schriften anzutreffen und daher hat es bei dieſen auch 
jetzt noch ſein unabänderliches Bewenden. Allerdings 
ſagt das Allg. Landrecht, daß Richter nur bei den 
vorgeſetzten Getichten wegen ihrer Amtsführung bes 
langt, in Unterſuchung genommen, beſtraft oder 
ihres Amts entſetzt werden können, aber es ſagt 
nicht und konnte es auch gar nicht ausſprechen, was 
Hr. Simon behauptet, daß jede ihr Dienſtverhält⸗ 
niß betreffende Anordnung nur im Wege des Unter⸗ 
ſuchungs⸗Verfahrens und nur durch ein Urtheil er⸗ 
folgen könne. Was ſeiner Natur nach nie Gegen⸗ 
ſtand eines ſolchen Verfahrens ſein kann, die bloßt 
Dienſtdisziplin, und was andererſeits nicht eine 
Verletzung der Amtsführung in ſich ſchließt, war 
ſomit in jener landrechtlichen Beſtimmung ſelbſtredend 
und nach den ausdrücklichen Worten des Geſetzes 
nicht einbegriffen. Keinem Geſetzkundigen wird es 
auch unbekannt ſein, daß die gegen den Richter ge⸗ 
fegtid auszuübende Dienſidisziplin ſich keineswegs, 
wie Hr. Simon behauptet, auf die bloße Admoni⸗ 
tion beſchränkte. Die Geſetze enthalten vielmehr eine 
Menge von Beſtimmungen, nach welchen der Rich⸗ 
ter durch gegen ihn zu verhängende Ordnungsſtrafen 
zu ſeiner Schuldigkeit angehalten werden kann und 
ſoll. Es würde hier zu weit führen, dieſe, insbes 
ſondere in der Gerichts-Ordnung, in welche ſie allein 
aufgenommen werden konnten, anzutreffenden Ber 
ſtimmungen ſpeziell aufzuzählen; daß fie aber wirk— 
lich beſtehen, kann jeder daſelbſ nachleſen. Wenn 
nun das Geſetz vom 29. März v. J. ein Maximum 
für dieſe, in der Gerichts-Ordnung nicht limitirte, 
Strafen und eine die Befugniß zur Straffeſtſetzung 
veſchränkende Beſtimmung anordnete, ſo wird man 
vernünftiger Weiſe darin keine Beeinträchtigung der 
Unabhängigkeit des Preußiſchen Richters finden, fo 
wenig als man behaupten kann, daß dieſer den Re⸗ 
geln der Disziplin ſich gar nicht zu fügen habe, 
oder daß die Disziplin im Wege des Unterſuchungs⸗ 


Verfahrens zu handhaben ſei. Es iſt ferner nicht 
richtig, daß der Preußiſche Richter ſeither nur durch 
Urtheil aus ſeinem Amte entfernt werden konnte. 
Jeder Geſetzkundige weiß, daß aus Veranlaſſungen, 
die nicht in der Amtsführung des Richters ihren 
Grund hatten, ſeine Verſetzung, Penſionirung, 
ſelbſt Amtsentſetzung ohne Urtheil im Disziplinar⸗ 
wege oder durch Königliche Entſcheidung, letzteres 
ſogar bei erfolgter Freiſprechung im Unterſuchungs⸗ 
Verfahren, nach den bisher beſtandenen Vorſchriften 
angeordnet werden konnte, und daß er dabei, nach 
eben dieſen Vorſchriften nicht einmal vorher verant— 
wortlich gehört werden durfte. Wenn nun durch 
die Verordnungen vom 29. März v. J. für der⸗ 
gleichen Anordnungen ein beſtimmtes geſetzliches, dem 
Richter die Wahrnehmung ſeiner Rechte und ſeine 
Vertheidigung geſtattendes, Verfahren vorgczeichnet 
iſt; ſo wird man nicht eine Beſchränkung, ſondern 
eine Veſeſtigung der Rechte des Preußiſchen Richters 
als den Zweck und Erfolg jener Verordnungen ers 
kennen können und müſſen, ſofern man nicht vom 
Parteigeiſte geblendet iſt. Was kann auch der Rich- 
ter und die Nation zum Schutze der Integrität der 
Rechtspflege mehr verlangen, als daß die Amtsfüh⸗ 
rung, alſo das, was der Richter zufolge der Aus- 
übung ſeines Amts thut, unter den beſondern Schutz 
der Geſetze gefellt ſei? Mit welchem Rechte will 
man dagegen behaupten, daß die Perſon des Ride 
ters, als ſolche, und ſein Dienſtverhältniß über⸗ 
haupt nicht nach den für dieſes gegebenen allgemei⸗ 
nen Regeln beurtheilt werden könne und müſſe? 
Wenn nun ſchließlich daraus, daß zur Herſtellung 
eines völlig unparteiiſchen Unterſuchungs-Verfah⸗ 
rens und darauf gegründeten Urtheils dem Depar— 
temental-Chef dann, wenn der Angeklagte Mitglied 
des ordentlichen Gerichtshofes iſt, die Subflituirung 
eines andern, gleich befähigten und berechtigten Ge⸗ 
richtshoſes geſtattet worden, und daraus, daß die 
Gerichtshöfe nach andern, als den längſt für ver⸗ 
werſlich erachteten Veweisregeln der Kriminal-Ord⸗ 
nung entſcheiden ſollen, eine Gefährdung für die 
Unabhängigkeit der Preußiſchen Richter gefolgert 
wird; ſo ermangelt auch diefer Schluß offenbar aller 
Begründung. Namentlich aber kann man wohl 
jeden Richter, der eine ſolche Behauptung aufſtellt, 
fragen, ob er denn ſcloſt ſo gewiſſeulos iſt, daß er, 
um nicht mißlicbig zu erſcheinen, Recht und Pflicht 
verlegen und zu einem widergeſetzlichen Urtheile die 
Hand bicten werde? Traut er aber ſich ſelbſt eine 
ſolche Schlechtigkeit nicht zu, was berechtigt ihn, ſie 


bei Andern vorauszuſctzen. 
— —j— 


Berlin. Nach der Mittheilung eines hieſigen 
Korreſpondenten in Nr. 46 der „Magdeburger Zei⸗ 
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tung“ ſoll man bier das Verbot der „Deutſchen 
Allgemeinen Zeitung“ beabſichtigen, weil darin eine 
Miniſterial⸗Verfügung über die Zuläſſigkeit der Ans 
kündigung von Petitionen an unſere Provinzial⸗ 
Landtage durch die Zeitungen abgedruckt ſei. Dieſe 
Mittheilung iſt völlig grundlos; die preußischen Ber 
hörden ſind nicht von der Art, daß ſie das Bekannt⸗ 
werden der von ihnen getroffenen Maßregeln ſcheuen. 

Die neulich von Regensburg ausgegangene Zu⸗ 
muthung, daß die preußiſche Regierung ſich mit der 
katholiſchen Kirchenbehörde gegen die Neukatholi⸗ 
ſchen verbinden möchte, ſoll ſowohl in höheren Re⸗ 
gionen, als unter dem Volke großen Unwillen erregt 
haben. Unſere Regierung darf ſich das Zeugniß 
geben, der römiſchen Curie weit genug entgegen ge⸗ 
kommen zu ſein. Sie hat, was ſelbſt die meiſten 
katholiſchen Staaten nicht gethan, den römiſchen 
Prälaten die freie Correſpondenz mit Rom geſtattet. 
Freilich berufen ſich die Gegner der Neukatholiken 
auf die Zwangsmaßregeln, welche vor etwa 10 Jah: 
ren in Schleſten und erſt vor wenigen Jahren in 
Pommern gegen die Altlutheraner in Anwendung ge⸗ 
bracht wurden. Allein ſie vergeſſen, daß der Staat 
bei jeuen Anläſſen Geſetze in Schutz zu nehmen hatte, 
die er ſelbſterlaſſen, während er jetzt angerufen wird, 
eine fremde Geſetzgebung, die bei mehr als einer Ver⸗ 
anlaſſung feindlich gegen die unfrige aufgetreten iſt, 
in Schußz zu nehmen. — Die hieſige römiſche Geist 
lichkeit läßt ein Circular herumgehen, worin zum 
Dank an den Biſchof von Trier aufgefordert wird, 
dafür, daß er eine neue Wallfahrt in Ausſicht 
geſtellt hat. Wir glauben nicht, daß Herr Arnoldi 
eine neue Wallſahrt wagen werde. 

Der Kultus-Miniſter Herr Eichhorn hat an 
die hieſige Univerſität eine Verordnung erlaſſen, nach 
welcher die Fakultäten die Privatdozenten in Bezug 
auf deren Geſinnung und Fähigkeiten ſtreng über⸗ 
wachen ſollen. Zugleich wird ihnen anempfohlen, 
jetzt möglichſt wenige Privatdozenten an hieſiger 
Hochſchule anzustellen. Dem Vernehmen nach wol⸗ 
len die Fakultäten gegen dieſe Miniſterial-Verord⸗ 
nung Bedenken erheben. — Am 26ſten v. Mts. 
Morgens ſtarb hier nach längerer Krankheit der In⸗ 
quiſitoriats-Direktor Herr Dambach. Er war 
ein intimer Freund des vor einigen Jahren verſtor⸗ 
benen Geh.-Raths v. Tzſchope. — Da die längſt 
erwarteten organiſchen Einrichtungen in dem hieſi⸗ 
gen jüdiſchen Gemeindeweſen noch immer nicht ge⸗ 
nehmigt ſind, ſo fängt man unterdeſſen an, bei dem 


pnagogen⸗Gottesdienſt einige Verbeſſerungen eins 


treten zu laſſen, was freilich der verkehrte Weg iſt, 
indem man erſt bemüht ſein mußte, durch eine an⸗ 
dere Art der Vertretung den Willen der Geſammt⸗ 
heit kennen zu lernen. Man wird nämlich einen 


regelmäßigen Synagogengeſang mit Chor einfüh⸗ 
ren, wenn die Geldmittel dazu von der Finanzkom⸗ 
miſſion bewilligt ſein werden. Man kann im All⸗ 
gemeinen dem Vorſtande der hieſigen jüdiſchen Ge⸗ 
meinde wenigſtens keine Uebereilung zur Laſt legen, 
denn es geht Alles ſehr langſam. (Bresl. Z.) 

Düſſeldorf. — Dieſer Tage brachte eine Anz 
nonce in der Elberfelder Zeitung einen neuen Bez 
weis für die Beſchwerden, die man ſchon längſt über 
die Art und Weiſe erhoben hat, wie in Fallitſachen 
mit der Konkursmaſſe unter dem Schirm des Geſez⸗ 
zes zum großen Nachtheil der Gläubiger und allein 
zum Vortheil der Syndici verfahren wird. Eine 
höchſt rnergiſche Erklärung greift mit Nennung des 
Namens und unter Bezeichnung einer Menge be— 
laſtender Umſtände den vom Gericht beſtellten Syn⸗ 
dikus der Schöler'ſchen Fallitmaſſe in Barmen, eis 
nen Auskultator, an, indem nach der jetzt gelegten 
Rechnung von der Konkursmaſſe, die 10,000 Tha⸗ 
ler betragen, derſelbe nicht weniger als 8,000 Thas 
ler unter der Firma von Koſten ꝛc. berechnet, oder, 
wie ſich jener Artikel ausdrückt, unter geſetzlichem 
Vorwand in die Taſche geſteckt habe. Der Fall 
wäre in der That ſchreiend und empörend, gewiß 
aber iſt er nicht einzig in ſeiner Art; denn faſt bei 
jedem Falliſſement gehen durch das jetzige Verfahren 
(bei welchem die vorhandenen Waaren und Maſſen 
unbedingt vor dem freiwilligen Vergleich zwiſchen 
Schuldner und Gläubiger erſt zum Verkauf kom⸗ 
men müſſen und gewöhnlich verſchleudert werden) 
dem Gläubiger wenigſtens 25, oft 50 Prozent 
verloren. Die Koſten erreichen eine enorme Höhe 
und die Regulirung verzögert ſich Jahre lang. Wir 
haben einen Fall in der Nachbarſchaft, in welchem 
eine ſolche Regulirung bereits 20 Jahre ſchwebt. 
Der oben erwähnte Fall wird, da er fo dirckt und 
energiſch vor das Forum der Oeffentlichkeit gebracht 
worden, gewiß Aufſehen machen und hoffentlich eine 
firenge Reviſion durch die obern Behörden veranlaſſen. 

Koblenz den 25. Febr. Der Schluß des Ve⸗ 
richtes über die fünfte Sitzung des Rheiniſchen 
Landtages iſt heute in der „Rhein- und Moſel⸗ 
zeitung“ veröffentlicht. — Eine eingelaufene Mit⸗ 
theilung, der ein Miniſterialreſcript beigefügt iſt, 
betrifft die Veröffentlichung der Landtags- 
Verhandlungen durch die Zeitungen. Von Cr. 
Durchlaucht dazu aufgefordert, wird dieſes Miniſte⸗ 
rialreſcript durch den Protokollführer verleſen. Der 
Druck deſſelben wird vielſeitig begehrt und bewilligt 
Ein Abgeordneter der Slädte ſchlägt vor, den Ge⸗ 
genſtand einer eigenen Kommiſſion zu überweiſen. 
Ein Abgeordneter der Ritterſchaft: Wenn ich unter 
dem erſten und ſchmerzlichen Eindruck der inhalte⸗ 
ſchweren Mittheilung, die uns ſo eben geworden, 
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fofort das Wort ergreife, fo rede ich nicht, weil ich 
will, ſondern weil ich reden muß. Lebensbedingung 
unſerer ſtändiſchen Wirkſamkeit iſt die Veröffentl⸗ 
lichung unſerer Verhandlungen. Se. Majeſtät der 
König haben dies wiederholt anerkannt und die Theil⸗ 
nahme, welche ſich erſt alsdann allgemein zeigte, als 
jene Veröffentlichung in's Leben trat, während alle 
frühern Landtage unbeachtet vorüber gingen, dieſe 
Theilnahme hat die Erwartungen, die ſich allerſeits 
an jene Veröffentlichung knüpften, vollſtändig bee 
ſtätigt. Wir beſitzen das Minimum aller ſtändiſchen 
Rechte, das Recht, mit unſerm Rath gehört zu wer⸗ 
den, und das Recht, Vitten und Beſchwerden vor 
den Thron zu bringen. Wenn aber diejenigen, in 
deren Antrag wir dieſes Recht ausüben, keine oder 
nur eine unvollſtän ige und ſpäte Kenntniß von dem 
erhalten, was in ihrem Namen und Auftrag vers 
handelt wird, ſo geht die Theilnahme unter, ſo wie 
fie entſtanden iſt. Die Provinz weiß, daß ihre Stände 
verſammelt ſind. Sie erwartet jeden Augenblick 
von der Erfüllung ihres Mandats zu hören und nun 
ſoll dies erſt nach längerer Zeit geſchehen, und unter 
Bedingungen geſchehen, die nach dem erſten Eindruck, 
den ſie mir gemacht, den Werth der Veröffentlichung 
ſelbſt in Frage ſtellen. Die Freiheit, zu reden, hat 
auch der Gefangene in feinem Kerker, aber was be= 
deutet dieſe Freiheit, ohne die Freiheit, gehört zu 
werden? Wahrhaftig, es kann nicht die Abſicht 
unſeres Königs ſein, den Ständeſaal zu einer Zwing⸗ 
burg des Staatsabſolutismus zu machen. Es fallen 
mir die Worte ein, die Cid el campeador zu ſei⸗ 
nem Könige Don Alfonſo ſprach: Ich muß zu Euch 
reden, o König, denn ich habe zu Euch zu reden, 
und ich kenne, wer die Rede mir verbieten darf, 
nur Einen und dieſer Eine iſt nicht auf Erden, Gott! 
Der Rheiniſche Landtag hat keine Wahl, zu reden 
oder zu ſchweigen. Er muß an den König die ehr⸗ 
furchtsvolle Bitte richten, die in dem Rechte der volle 
ſtändigen Veröffentlichung neu begründete ſtändiſche 
Wirkſamkeit nicht wieder vernichten zu wollen. Ein 
Abgeordneter der Städte, als Redakteur der Zei⸗ 
tungsartikel: Er müſſe wünſchen, daß die Frage 
über die Veröffentlichung raſch entſchieden werde, 
denn es ſei eine ſchwere Aufgabe für den Redakteur, 
zu beurtheilen, was zur Veröffentlichung geeignet 
ſei. Er glaube, nach der Verhandlung vom 10. 
d. M. richtig aufgefaßt zu haben, daß er Alles auf⸗ 

nehmen ſoll, was zu einer vollſtändigen Veröffent⸗ 
lichung gehöre, um ein Ganzes, in ſich abgeſchloſſe⸗ 
nes Bild der Verhandlungen darzuſtellen. Er fragt, 
wie er die Reden und Anträge vollſtändig wiederge⸗ 
ben könne, wenn er ſie nicht wörtlich wiedergeben 
ſolle. Er fühle ſich dazu außer Stande, wenn er 
nicht die vollſtändigen Reden aufnehmen dürfe. Er 
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habe die Protokolle von zwei Sitzungen redigirt, und 
die Reden derjenigen Herren, von denen er voraus⸗ 
ſetzen könne, daß ſie beſonders darauf Werth legten, 
fie wörtlich wiedergegeben zu fehen, ohne weiteres 
inſerirt. Die andern Diskusſionen habe er zuſam⸗ 
mengefaßt. Als Organ der Ständeverſammlung 
habe er nur von dieſer Vorſchriften zu empfangen. 
Der Herr Landtagsmarſchall findet auch, daß für 
den Augenblick Vorſorge getroffen werden müſſe, und 
dazu ſcheinen ihm zwei Wege möglich. Auf beide 
könne man zurückgreifen und Beiſpiele von dem letzten 
und vorletzten Landtage finden. Das Verfahren des 
vorletzten Landtages habe überſichtliche, zwar voll- 
ſtändige aber abgerundete Zeitungsartikel gewählt. 
Auf dem anderen, auf dem letzten Landtage einge⸗ 
haltenen Weg wurden die Berichte beinahe bis zur 
Ausführlichkeit des Protokolls gegeben. Er würde 
es nach der eben vernommenen Erklärung des mit 
der Redaktion beauftragten Mitgliedes für ange⸗ 
meſſen halten, das Verfahren des letzten Landtages 
ſo viel als thunlich einzuhalten, alſo die Protokolle 
ſelbſt mit den Weglaſſungen und Abänderungen, 
wie auf dem vorigen Landtage, an den Herrn Land⸗ 
tagskommiſſair einzureichen und das Weitere abzu⸗ 
warten. Man betrete hierdurch keinen neuen Weg, 
ſondern es ſcheine, daß dies als Vorſorge für den 
Augenblick das beſte Auskunftsmittel fein werde. 
Ein Abgeordneter des Ritterſtandes: Der Landtag 
müſſe feine Rechte aufrecht halten und nur der Ge 
walt der Cenſur dürfen wir weichen. Ein Abgeord⸗ 
neter der Städte: Das edle Mitglied aus dem Rit⸗ 
terſtande hat fo richtig den tiefen flummen Schmerz, 
der die ganze Verſammlung bei Verleſung des Mi⸗ 
niſterialreſcripts ergriffen hat, geſchildert, daß ich 
die Hoffnung ausſpreche, es möge eine beſondere 
Kommiſſton zur Unterſuchung deſſelben ernannt 
werden. Landtagsmarſchall: Was das Zuſammen⸗ 
ſetzen eines Ausſchuſſes betreffe, fo werde er zu bes 
zweifeln haben, ob er dieſen Wunſch vollſtändig ent⸗ 
ſprechend befriedigen könne. Es möge alſo zweck⸗ 
mäßiger ſein, das Schreiben dem Ausſchuſſe für 
ſtändiſche Angelegenheiten zuzuweiſen, und da es 
ſich überhaupt gezeigt habe, daß die Arbeitskraft 
dieſes Ausſchuſſes einer Vermehrung bedürfe, ſo er⸗ 
ſuche er noch einen Abgeordneten des Ritterſtandes 
und einen der Städte, dem Ausſchuſſe beizutreten. 
Ein Abgeordneter des Ritterſtandes: Wenn dieſes 
Miniſterialreſcript dem ten Ausſchuſſe zugewieſen 
werden möchte, ſo trage er darauf an, daß noch ein 
früherer Redner aus dem Ritterſtande dem Ausſchuß 
zugetheilt werde. Landtagsmarſchall: Dieſes ent⸗ 
ſpricht ganz meinem Wunſche und ich kann daher 
um fo mehr den beſagten Herrn Abgeordneten des 
Ritterſtandes noch erſuchen, an den Arbeiten des 
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Ausſchuſſes Theil zu nehmen. 
Sitzung. 

Schneidemühl. — Der 8. 2. Tit. 2. Th. II. 
des Allgemeinen Landrechts verordnet wörtlich: 
„Jedem Einwohner im Staate muß eine vollkom⸗ 
mene Glaubens- und Gewiſſensfreiheit geftattet wer⸗ 
den.“ Dieſer Cardinalgrundſatz dient allen andern 
einzelnen Dispofitionen zur unabänderlichen Baſis, 
ſo daß wir deren Anführung, wodurch wir zu weit⸗ 
läufig werden würden, füglich unterlaſſen können. 
Von einer Sektenrichtung kann bei der Loyalität 
und der Ehrbarkeit unſerer Gemeinde auch nicht im 
Entfernteſten die Rede ſein. Hierüber verordnet das 
gedachte Geſetzbuch Th. II. Tit. 20. §. 223. wört⸗ 
lich, wie folgt: „Wer ſich aus Unwiſſenheit 
oder Schwärmerei zum Stifter einer Sekte auf⸗ 
wirft, deren Lehrſätze die Ehrfurcht gegen 
die Gottheit, den Gehorſam gegen die 
Geſetze oder die Treue gegen den Staat 
offenbar angreifen oder das Volk zu 
Laſtern geradezu verleiten, der ſoll in eine 
öffentliche Anſtalt gebracht werden.“ Bei einer ſo 
günſtigen Dispoſition der preußiſchen Geſetze für 
Glaubens- und Gewiſſensfreiheit ſollte daher die 
Anerkennung um ſo weniger lange mehr ausbleiben, 
als die neue deutſch⸗katholiſche Kirche in Deutſchland 
immer mehr und mehr Anklang findet. Anerken⸗ 
nung von Seiten des Staats thut uns aber auch 
dringend noth, da eine große Anzahl Tauſen und 
Trauungen zu verrichten und zu legaliſiren find. 
Im Uebrigen gewinnt unſere neue Gemeinde von 
Tage zu Tage eine größere Ausdehnung, und ſelbſt 
zwei höhere Beamte haben in jüngſter Zeit unſerm 
Czerski ihren Beitritt angemeldet. 

— 


Ausland. 


Deutſchland. 

Vom Main. — Als wir vor mehreren Wo⸗ 
chen die Nachricht mittheilten, daß von Seiten Hol⸗ 
land's Schritte zu einer Uebereinkunft mit dem 
Zollverein geſchehen ſeien, erhob ſich das „Amſter⸗ 
damer Handelsblatt“ mit dem Feldgeſchrei: „Wir 
wollen keine Handelsverträge!“ gegen dieſe Angabe, 
die es ſo zu ſagen für eine Unmöglichkeit erklärte. 
Trotz alle dem war aber dieſe dennoch gegründet und 
das Handelsblatt entweder nicht gut unterrichtet, 
oder eine Anwandlung von Holländiſchem Stolz ließ 
es nicht zu, die Wahrheit dieſer Thatſache einzuge⸗ 
ſtehen. Wir erfahren wenigſtens aus guter Quelle, 
daß den ſüddeutſchen Staaten die Anträge Holland's 
von Berlin aus bereits zur Begutachtung mitge⸗ 
theilt worden ſind. Ueber den Inhalt derſelben hat 
jedoch bis jetzt nur Allgemeines verlautet; man weiß 


Hiermit ſchloß die 


indeß, daß ſie auf Erleichterung der Schifffahrt, 
des Tranſits und der Einfuhr gewiſſer Waaren ge⸗ 
richtet find, während auf der andern Seite für die 
Zulaſſung von Colonialwaaren Vegünſtigungen in 
Anſpruch genommen werden. Man ſcheint demnach 
in Holland nachgerade mehr und mehr zur Einſicht 
zu gelangen, daß man, im Gefühle der Unentbehr⸗ 
lichkeit, die rechte Zeit verſehen, die Rechnung mit 
Deutſchland in's Gleiche zu bringen, und daß man 
es deßhalb nachträglich thun müſſe. Der Vertrag 
mit Belgien, den man in Holland lange Zeit für 
eine Unmöglichkeit gehalten, die veränderte Stim⸗ 
mung in den Hanſeſtädten, die Ausſichten auf einen 
Vertrag mit Braſilien, die vielen gewichtigen Stim⸗ 
men, welche ſich für die Einführung eines Diffe⸗ 
rentialſyſtems ausſprechen, ſind Zeichen, gegen die 
man in Holland unmöglich gleichgültig bleiben könnte. 
Werden doch ſelbſt die Gegner des Zollvereins aner- 
kennen müſſen, daß derſelbe in eine Entwickelungs⸗ 
periode getreten iſt, welche innerhalb eines Jahr- 
zehnts die glänzendſten Reſultate verſpricht. Ob die 
Anträge Holland's Annahme finden werden, muß 
die Zeit lehren; es wird dabei alles darauf ankom⸗ 
men, ob die Bedingungen, welche man von Hollän⸗ 
diſcher Seite ſtellt, ſich nicht übertrieben und den 
Intereſſen des Vereins als nachtheilig erweiſen. 
Obwohl man in Deutſchland einer Annäherung 
an den Niederrheiniſchen Nachbar ſchon wegen der 
Gleichheit ſo vieler Handels- und Verkehrsintereſſen 
keineswegs abgeneigt iſt, ſo wird man es doch auf 
der andern Seite uns auch nicht verargen können, 
wenn man dieſſeits nach ſo vielſeitigen Erfahrungen 
nur mit der größten Vorſicht dabei zu Werke geht. 

Braunſchweig. — Es iſt bereits in verſchie⸗ 
denen öffentlichen Blättern gemeldet, daß der Kauf⸗ 
mann L. Helfft, der hieſigen jüdiſchen Gemeinde 
angehörend, zum Stadtverordneten gewählt wor⸗ 
den iſt. Die Wahl fand allgemeinen Anklang; 
deſto mehr Erſtaunen erregte die Kunde, daß die 
Herzogliche Kreisdirektion, welcher die Prüfung der 
ſtädtiſchen Wahlen obliegt, auf Annullirung derz 
ſelben bei dem Staatsminiſterium angetragen habe. 

Frankreich. 

Paris den 28. Febr. Ueber Nemufats An⸗ 
trag in Betreff der Inkompatibilitäten hat in den 
Bürcaus keine vorläufige Verathung ſtattgefunden, 
weil ſämmtliche Miniſter erklärten, da die gleiche 
Propoſttion in der vorigen Seſſion der Kammer zur 
Leſung in öffentlicher Sitzung zugelaſſen worden 
ſei, ſo ſähen ſie keine Inkonvenienz dabei, wenn 
ihre öffentliche Leſung in dieſem Jahre wieder ge⸗ 
ſtattet würde. Das Miniſterium wird indeß den 
Antrag bekämpfen. Herr Guizot erklärte in ſeinem 
Bürtau entſchieden, er betrachte die Propoſition 
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als von Grund aus ſchlecht und den wahren Grund⸗ 
ſätzen der Repräſentativ-Regierung und den Inter⸗ 
eſſen der Geſellſchaft widerſtreitend. Der Finanz⸗ 
Miniſter, Herr Lacave-Laplagne, ſagte ebenfalls, 
es ſei in dieſer Sache nichts zu thun, aber wohl 
viel zu ſagen; er ſelbſt verlange demnach die Leſung 
der Propoſition in öffentlicher Sitzung, auf daß 
eine feierliche Debatte den Gegenſtand aufkläre. 
Der Miniſter des öffentlichen Unterrichts, Herr von 
Salvandy, bemerkte, eine Propoſition ſolcher 
Art, welche das ganze Wahl-Syſtem modifizire, 
könnte doch wohl nur am Schluſſe einer Legislatur 
vorgebracht und votirt werden: ſeiner Meinung 
nach komme alſo Herr von Rémuſat mit ſeinem 
Projekte jedenfalls zu ungelegener Zeit, denn die 
gegenwärtige Kammer habe eine noch zweijährige 
Exiſtenz vor ſich und man habe keinen Grund, ‚ans 
zunehmen, daß ihre Dauer abgekürzt werden würde. 

Die Kommiffion zur Prüfung des Vorſchlags des 
Herrn Duvergier in Betreff der Aufhebung des ges 
heimen Skrutiniums iſt nicht für die gänzliche Auf⸗ 
hebung deſſelben geſtimmt; ſie ſchlägt in dreifacher 
Weiſe die Abſtimmung vor, nämlich durch Sitzen⸗ 


bleiben und Aufſtehen, durch Theilung der Kammer 


und durch geheime Abſtimmung. 

In Betreff der Zurückgabe der geiſtlichen Güter 
in Spanien iſt das Journal des Debats der 
Anſicht, daß die Beſorgniſſe der Inhaber der frühes 
ren geiſtlichen Güter nicht ungegründet ſeien. Trotz 
der Behauptang des Spaniſchen Kabinets, daß de⸗ 
ren Rechte nicht angefochten werden ſollten, ſei 
dies keine Garantie für dieſelben, indem alle Ver⸗ 
heißungen der Conſtitution von 1837 verletzt und 
nicht gehalten worden feien. Auf ein Verſprechen 
der Spaniſchen Miniſter könne man nicht allzu ſicher 
bauen, um ſo mehr, als ſie geneigt ſeien, kein 
Mittel zu verſchmähen, was ihren reaktionairen 
Zwecken gemäß ſei. 

Herr Marchal, Verſaſſer der Schrift über die 
Familie Orleans, ſo wie die Herausgeber und 
die Drucker derſelben, haben gegen das wider ſie 
erlaſſene Kontumazial-Urtheil des Aſſiſenhofes Op⸗ 


poſition eingelegt. Da Herr Berryer und Cre— 


mitux die Vertheidigung des Herrn Marchal abge⸗ 
lehnt haben, ſo hat der Präſident des Gerichtshofes 
von Amtswegen den Batonier, Herrn Duvergier, 


dazu ernannt. Herr Marchal iſt wegen einer ans 


dern Veſchuldigung bereits in Haft. 

Die Herren Michelet und Quinet haben einen 
Brief geſchrieben, den ſie in der Sorbonne veröf⸗ 
fentlichen ließen, worin fie ſich auf das flürkfte ‚ger 
gen die Manifeſtationen ausſprechen, welche die 
Freiheit der Diskuſſion beeinträchtigen könnten. 
Es müſſe den Prieſtern vollkommen freiſtehen, 


ihre Doktrinen zu vertheidigen, und jede Beſchrän⸗ 
kung ihrer freien Meinungs-Aeußerung ſei ein Unrecht. 

Paris den 28. Februar. Abends. Der 
Cardinal von Bonald, Erzbiſchof von Lyon, 
iſt jetzt doch hier eingetroffen, er hatte bereits meh⸗ 
rere Veſprechungen mit dem Cultusminiſter Martin 
und dem Erzbiſchof von Paris. 

Herr v. Bourqueney if im Begriff nach Kon⸗ 
ſtantinopel abzureiſen, um ſeinen Poſten wieder an⸗ 
zutreten. 

Herr Roſſi iſt mit einer Sendung der Regierung 
nach Zürich abgegangen. 

Man erfährt, Admiral Dupetit-Thouars 
werde nächſtens das Kommando einer Expedition an 
den Küſten von Madagascar erhalten. 

S pan i en. 

Madrid den 19. Febr. Die vorgeſtrige Sitzung 
des Kongreſſes war höchſt merkwürdig. Gleich zu 
Anfang verlas der Finanz-Miniſter folgenden Ge⸗ 
ſet Entwurf: „Einziger Artikel. Die Güter der 
Weltgeiſtlichkeit, die noch nicht verkauft ſind und de⸗ 
ren Verkauf durch das Königliche Dekret vom 26. 
Juli 1844 ſuspendirt wurde, werden derſelben 
Geiſtlichkeit zurückgegeben. Madrid, den 17. Febr. 
1845. Unterz. Alejandro Mon.“ Dieſem Ge⸗ 
feg- Entwurf iſt eine lange Einleitung vorausge⸗ 
ſchickt. Se eee ee re 
e Garcia Cars 
rasco (Bruder des vormaligen Finanz-Miniſters, 
Grafen von Santa Dlalla) verlangte darauf die 
Maßregeln zu erfahren, welche die Regierung gegen 
die zahlreichen Geiſtlichen ergriffen hätte, die von 
der Kanzel herab gegen die Käufer der National⸗ 
Güter und die Einrichtungen der Nation überhaupt 
ihre Verwünſchungen ſchleuderten. Man ginge, 
behauptete er, einer ſchlimmeren Reaction, als der 
von 1823, entgegen, der er ſich mit jeder Art von 
Waffen widerſetzen werde. Die liberale Partei 
werde von der abſolutiſtiſchen angegriffen, ein neuer 
Bürgerkrieg werde ausbrechen und jene bis auf den 
Tod kämpfen. Madrid wimmle von Geiſtlichen, 
die nicht befugt wären, hier zu verweilen, und die 
abſolutiſtiſche Preſſe enthalte von Geiſtlichen unter⸗ 
zeichnete Aktenſtücke, die noch aufrühreriſcherer Nas 
tur wären, als jene Predigten. 

General Narvacz erklärte, die Regierung nehme 
ihre Richtung, mit Vermeidung der auf beiden 
Seiten ſtehenden Klippen, auf das Ziel der Befeſti⸗ 
gung der Inſtitutionen zu, ſich eben ſo ſern von 
der Anarchie und Revolution, als von dem Despo⸗ 
tismus und den dummen und unvernünftigen Re⸗ 
aclionen haltend. Sie werde das Eigenthum aller 
Spanier vertheidigen, und jedes Eigenthum, das 
unter dem Schutze der Geſege rechtlich erworben 


trauens genieße. 
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wurde, für rechtmäßig und unverletzlich anerkennen. 
Man brauche ſich nicht vor einem Miniſterwechſel 
zu fürchten. 

Beifall folgte dieſer Rede. Man gewabrte mit 
Ueberraſchung, daß es dem General Narvacz darum 
zu thun war, die allgemeine Anſicht, als ob er vers 
ſchiedene ſeiner Amtsgenoſſen aus dem Kabinet zu 
verdrängen ſuche, zu beſeitigen. Die Einen ziehen 
aus dieſem Umſtande den Schluß, daß ſelbſt der Ge⸗ 
neral nur in einer feſten, keinen Angriffspunkt dar⸗ 
bietenden Haltung das Mittel erblicke, das ſich zu— 
fammenziehende Ungewitter zu beſchwören. Andere 
vermuthen, daß die Amtsgenoſſen des Generals in 
ihm nicht länger den unentbehrlichen Mann erblik⸗ 
ken, ſondern darauf rechnen, daß die Ruhe des Lan⸗ 
des, auch mit Beſeitigung der bisherigen militäri⸗ 
ſchen Maßregeln, nicht unterbrochen werden werde. 
Aus dieſem Grunde hätten fie den General aufge⸗ 
fordert, entweder auszuſcheiden, oder offen und feſt 
an ihnen zu halten. 5 

Der Juſtiz⸗Miniſter erklärte, die Beamten 
hätten die Wahrheit in Betreff der als aufrühreriſch 
bezeichneten Predigten zu ermitteln geſucht, die bis⸗ 
herigen Angaben ſtellten ſich jedoch als grundlos 
heraus. Im Laufe eines ganzen Jahres wäre ein 
einziger Fall, daß die Kanzel gemißbraucht worden 
wäre, zur Kenntwiß der Regierung gelangt. Die 
Geiſtlichkeit wäre wohlgeſinnt und ihren Pflichten 
getreu. 

Herr Calderon Collantes trat endlich mit 
dem Antrage hervor, der Kongreß ſolle erklären, 
daß das gegenwärtige Miniſtertum ſeines vollen Zu⸗ 
Er that den Miniſtern einen 
ſchlechten Dienſt. Gar viele Deputirte verließen 
ſchleunigſt den Saal, und die übrigen widerſetzten 
ſich der Diskuſſion des Antrages, den darauf der 
Urheber zurücknahm. | 

Die allgemeine Anſicht iſt nun, und alle Blät⸗ 
ter, ſelbſt die miniſteriellen (mit einziger Ausnahme 
des Heraldo), ſprechen ſich in dieſem Sinne aus, 
daß das Miniſterium feine, moraliſche Kraft einge 
büßt habe und weder den Käufern von Nationalgü— 
tern Zutrauen, noch der reactionairen Partei Furcht 
einflöße⸗ Trotz aller früheren Zuſicherungen der 
Miniſter tragen ſie auf Zurückgabe der unverkauf⸗ 
ten Güter au, weil — die Umſtände es erfordern. 
Natürlich fegen nun die Inhaber der verkauften Gü- 
ter voraus, daß auch an ſie die Reihe kommen könne, 
ſobald, der Anſicht der Miniſter nach, — die Um⸗ 
ſtände es erfordern. 47 

Großbritannien und Irland. 

London den 26. Febr. Geſtern wurde hier 
eine Verſammlung von Proteſtanten unter dem Vor⸗ 
ſige des Unterhaus⸗Mitgliedes Plumptre abgehal⸗ 


ten, worin auf den Antrag mehrerer Geiſtlichen be— 
ſchloſſen ward, das Unterhaus in einer Petition zu 
erſuchen, daß es die von Sir R. Peel beabſichtigte 
Erhöhung des Jahres⸗Einkommens des katholiſck⸗ 
irländiſchen Prieſter-Seminars zu Maynooth auf 
28,000 Pf. St. nicht genehmigen möge, weil dieſe 
Maßregeln die proteſtantiſchen Intereſſen ſehr ge⸗ 
fährden würden. dine 

Die Debatten im Parlamente ſind durch das 
Beſtreben der radikalen Partei, welche ohne Rück⸗ 
ſicht auf die eigentlichen Geſchäfte der Legislatur ihre 
Anſichten ausſprechen will, und durch die perſönli⸗ 
che Leidenſchaftlichkeit Tom Ducombe's, ſo wie eini⸗ 
ger anderer Mitglieder ſeiner Rotte, gigen Sir 
James Graham verzögert und vielmehr zu einer 
un verantwortlichen Länge ausgedehnt worden. Der 
ganze Zweck der Debatte über die Eröffnung der 
Briefe des Herrn Ducombe ging dahin, Sir Ja⸗ 


mes Graham zum Austritt aus dem Kabinet zu 


zwingen. Ihre Beſtrebungen ſind indeß durchaus, 
wie bekannt, fruchtlos geblieben. 

Mit Ausnahme der Zuckerzölle ‚findet das ganze 
miniſterielle Budget im Lande eine ungetheilte gün⸗ 
ſtige Aufnahme. f i 57 75 

Die Stimmen, welche ſich anfangs gegen Peels 
Budget erhoben, werden von denjenigen weit über⸗ 
troffen, welche es in einem günſtigen Licht erblicken; 
je mehr man es überlegt, deſto mehr Beifall findet 
es, auch in den großen Handelsſtädten wie Liverpool 
und Mancheſter. Die großen Landeigenthümer find 
freilich nicht damit zufrieden, allein Peel glaubt für 
ſie genug gethan zu haben, daß er ihnen die ver⸗ 
änderliche Korn⸗Skala läßt; übrigens thut er jetzt, 
was ihm das allgemeine Beſte zu erfordern ſcheint. 
Seit Jahrhunderten zweckten mehre Einrichtungen 


des Staats dahin, daß einzelne Klaſſen und Perſo⸗ 


nen ein unermeßliches Vermögen zuſammen bringen 
konnten, während Andere durch den Druck der Abs 
gaben ihres Lebens nicht froh wurden und in Armuth 
ſchmachteten. Dieſes Mißverhältniß aufzuheben 
oder wenigſtens zu mildern, iſt offenbar das Prinzip 
des neuen Budgets; es beſchützt die minder Begü⸗ 
terten und die Erleichterung Bedürftigen gegen die 
Reichern durch Herabsetzung oder gänzliche Aufhe⸗ 
bung vieler Zölle und durch die Einkommenſteuer. 
Kein anderes Budget iſt der jetzigen Lage des Landes 
angemeſſener, und es leidet daher keinen Zweifel, daß 
ts, mit einigen Modifikationen vielleicht, werde vom 
Parlament genehmigt werden. 

Das Schraubenprinzip if für den Seedienſt jetzt 
allgemein als nützlich anerkannt. In Sunderland 
wird ein großes Kohlenſchiff damit verfehen, in 
Liverpool ein kleines Jachtſchiff der Iron Prince, 
in Dublin hat die Dampſſchiffſahrt⸗ Geſellſchaft 
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Schraubenſchiffe beſtellt, in Neath und Briſtol wer⸗ 
den mehrere gebaut, und für Rechnung der Regie- 
rung wird wieder zu drei Schraubenſchiffen der Kiel 
gelegt: Encounter 320 Pferdekraft, eine Fregatte 
zu 300 Pferdekraft und eine zu 520. Die „Sphinx,“ 
der „Erebus“ und der „Terror“ werden mit Schraus 
ben verſehen, die beiden letzten ſind die bekannten 
Nordpol⸗Schiffe. In dieſem Augenblick wird ein 
Wettlauf zwiſchen den beiden ſchnellſten Räder— 
ſchiffen Viktoria und Albert und Black Eagle und 
der Schraubenfregatte Nattler gehalten. 
N Schweiz. g 

Schweiz. — Oeſterreich, Sardinien, und 
Frankreich laſſen Truppen an die ſchweizer Gren— 
zen rücken; wie es heißt, ſollen auch deutſche Bun⸗ 
destruppen ſchleunig an die badiſche Grenze mar— 
ſchiren. Von anderer Seite ſoll man ſich auch an 
den Jeſuiten-General in Rom und den Papſt ge 
wendet haben. Solchen Lärm können ein Dutzend 
Jeſuiten machen. 

Die katholiſche Gemeinde in Zürich hat von den 
32,000 Fl. betragenden Koften ihres Kirchenbaues 
erſt etwa 22,000 Fl. aufgebracht. Zur Beſtreitung 
der rückſtändigen Summe iſt von der Oeſterreichiſchen 
Regierung in allen Pfarrkirchen von Tyrol und 
Vorarlberg eine Sammlung freiwilliger Beiträge 
angeordnet worden. Eine ähnliche Verfügung hat 
der proteſtantiſche Großherzog von Baden durch den 
Erzbiſchof von Freiburg in den katholiſchen Pfarreien 
ſeines Landes treffen laſſen. 1 

Freiburg. — Die Nachrichten aus dieſem Kan⸗ 
ton lauten düſterer. Am 25ſten d. M. ſollte das 
2. Infanterie-Bataillon (aus den Bezirken Murten, 
Dompierres, Stäſſis und Surpierres) unter Oberſt— 
Lieutenant Appenthel einrücken und an die Freibur— 
ger Grenze verlegt werden. Die Stimmung in der 
Stadt iſt im höchſten Grade geſpannt und man fürd)- 
tet ſchlimme Auftritte. Die Kirchen find den gan⸗ 
zen Tag mit Zuhörern gefüllt und von den Kanzeln 
herab wird der Kreuzzug gegen den Liberalismus 
gepredigt. 

Wallis. — Die Regierung hat einige Com- 
pagnien des Contingents unter die Waffen gerufen. 
Drei bis vier Compagnien haben den Befehl erhale 
ten, die Defiles von St. Moriz und Trient zu be⸗ 
ſetzen, ſie werden am 25. Februar Abends in ihre 
Poſitionen einrücken. 

Waadt. — Die Blätter aus Lauſanne vom 
25. d. M. bringen bereits eine Anzahl der getroffe⸗ 
nen Großrathswahlen. Nach den hier enthaltenen 
Namen zu urtheilen, fallen dieſelben faſt durchgän- 
gig im Sinne der Bewegung vom 13ten und 14ten 
Februar aus. 


Die Geiſlichen der katholischen Gemeinden im 
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Diſtrikt Echallens haben unter'm 20. d. M. der pro⸗ 
viſoriſchen Regierung die Erklärung eingefandt, daß 
fie dieſelbe anerkennen und ſich bei Ausübung ihrer 
geiſtlichen Verrichtungen beſtreben werden, ihre Ge— 
meindsgenoſſen in den Gefühlen der Ordnung und 
des Gehorſams, die ſie immer gegen die eingefegte 
Obrigkeit bewährt haben, zu befeſtigen. 
J't'a len, 

Nom den 16. Febr. Der berühmte Tonſetzer, 
Herr Spontini, iſt durch den Papſt in den Grafen⸗ 
ſtand erhoben worden. In der heutigen „Notizie 
del Giorno“ lieſt man in dieſer Hinſicht: Herr Spon⸗ 
tini iſt zu Majolati, in der Dioceſe Jeſt, geboren; 
er war ſchon Stifter eines zu Jeſt mit feinem Gelde 
ertichteten Leihhauſes und er hat eine Schenkung 
unter Lebenden von allen ſeinen Gütern gemacht, 
welche milden zu Majolati zu errichtenden Anftalten 
gewidmet werden ſollen. Der Papſt, hiervon uns 
terrichtet, hat die Güter, welche Herr Spontini 
auf dieſem Gebiete beſitzt, zu einer Grafſchaft er⸗ 
hoben und dem berühmten Muſiker den Titel 
eines Grafen von Sans Andrea verlichen. 

Rußland und Polen. 

Leipzig. — In Rußland errichtet man für 
einzelne Dorfgemeinden Banken, um den Gemeindes 
gliedern gegen mäßige feſte Zinſen auf ihre Lände⸗ 
reien Geldvorſchüſſe zu machen und dem Wucher da⸗ 
durch zu ſteuern. So hat nach der Petersburger 
Handelszeitung ein Kaufmann Larin 12,000 Sil⸗ 
ber Rubel deponirt, um den freien Ackerbauern der 
Dorfgemeinde Ljubutshy Vorſchüſſe zu machen. Für 
die Sicherheit des Kapitals haftet die ganze Dorfs 
gemeinde. Dafür hat aber jeder freie Ackerbauer 
daſelbſt das Recht von der Bank Anleihen von ſo 
viel hundert Silber Rubel zu empfangen als er bes 
ſtimmte Ländertheile im Beſitz hat. Unbemittelte 
Ackerbauer erhalten ihre verlangten Darleihen vor- 
zugsweiſe vor Andern, indem dieſe Letztern nur 
nach der Folge, wie ihre Bitten um Darleihen ein⸗ 
kommen, befriedigt werden ſollen. 

Die Darleihen werden auf 3 bis 10 Jahre ge⸗ 
geben, gegen 6 Prozent Zinſen, die zu Anfang je— 
den Jahres entrichtet werden müſſen. Wenn, nach⸗ 


dem die freien Ackerbauern ihre Anleihen gemacht ha⸗ 


ben, noch Geld in der Bank übrig iſt, ſo kann 
daſſelbe auch andern Perſonen als Darlehn gegeben 


werden, fogar aus andern Dörfern, wenn die be— 


nannte Dorfgemeinde die Verantwortlichkeit über⸗ 
nimmt. Jeder gegen Darlehn der Bank verpfändete 
Ländertheil kann verkauft werden, nur übernimmt 
in dem Falle der Käufer die noch reſtirende Schuld. 
Auch mancher Gegend Deutſchlands möchte dieſe Ein⸗ 
richtung zu empfehlen ſein. 

9 (Beilage.) 
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Vermiſchte Nachrichten. 

Berlin den. 1. März Geſtern haben die Stu- 
direnden, wie im Voraus erwähnt wurde, ſich 
oder vielmehr uns, mit einer Schlittage in 
Masken unterhalten. Im Allgemeinen war diefe 
Schlittenfahrt weniger glänzend, als die früheren, 
doch hatte ſie einige recht wohl gedachte Momente. 
Ein Rock hatte Cunſchicklicherweiſe!) doch noch auf 
derſelben ſiguriren ſollen, man trug ihn als Panier 
der Zeit hoch an einem Stecken, indeß gelangte er 
nicht einmal bis auf den Sammelplatz, als ihn die 
die Polizei bereits beſeitigt hatte. Ein Schlitten 
mit einem durchaus rothen Kutſcher, auf dem 
Mehlſäcke, Bäcker ıc. transportirt wurden, ward mit 
Jubel begrüßt, eben ſo ein anderer, welcher als 
Aushängeſchild eine „Ausſtellung“ hatte und Taſſen 
mit und ohne Deckel, eine Menge wunderlicher Klei⸗ 
nigkeiten und eine unzählige Menge Medaillen mit 
ſich führte. Auch die Waſſer⸗, Bier- und Wein⸗ 
trinker, die Mäßigkeits⸗ und Unmäßigkeits⸗Freunde 
bildeten unterhaltende Gruppen, dagegen wollte es 
uns nicht behagen, daß ſich auch eine Trente- Six 
unter die Reihe gemiſcht hatte. Dergleichen muß 
ein Bruder Studio nicht kennen und noch viel weni⸗ 
ger muß er öffentlich zeigen, daß er es kennt. Die 
Kapuziner an ihrem Bierfaß, das zuletzt „alle ge⸗ 
worden“ war, wie ſie vielfach verſicherten, nahmen 
ihr gebührendes Intereſſe in Anſpruch. Neben die⸗ 
ſen lebenden Bildern fand ſich nur eine Reihe von 
Masken, wie ſie das große Publikum gern ſieht. 
Bären und Wölfe, Löwen und Affen, eine beträcht⸗ 
liche Anzahl von Frauenmasken und eine ganze 
Welt von langen Naſen und Zopfperrücken. Poli⸗ 
zeibeamten escortirten den Zug, welcher durch meh⸗ 
rere Straßen hindurch die Linden hinab zum Bran⸗ 
denburger Thor hinausging und wieder zurückkehrte, 
bis er nach mehrſtündiger Dauer nach allen Rich⸗ 
tungen auseinanderfiob. Abends folgte ein Com⸗ 
mers bei Günther. Für die Berliner war dieſe 
Schlittage ein wahres Volksfeſt. Die Straßen 
waren mit Menſchen überfüllt, welche ſich Kopf an 
Kopf drängten und mancherlei Kurzweil und Muth⸗ 
willen mit einander trieben, indeß ging bis auf ver⸗ 
ſchiedene Schneekälle, von denen auch wiederum eis 
nige in die Schlitten fielen, Alles ohne Gefährde 


Freitag den 7. März. 
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ab und um 5 Uhr ſaß halb Berlin wieder, um der 
andern Hälſte zu erzählen, was es geſehen. — Ein 
Ereigniß des Tages iſt auch das Aufhören un- 
ſerer kleinen Lotterie, der Prämiendroſch— 
ken. Die Fuhrleute Berlins erklären, daß die 
Einrichtung, fo koſtbar fie auch fie auch fei, ihren b 
Zweck, das Unterſchlagen der Marken und des Fuhr⸗ 
geldes zu verhindern, nicht erfülle; fie ſchließen mit 
einer Ermahnung an das Publikum, künftighin den 
Droſchkenfuhrleuten gewiſſenhaft die Marken abzu⸗ 
nehmen, damit der Betrug verhindert werde. 
Breslau den 3. März. Die hieſige chriſt⸗katho⸗ 
liſche Gemeinde hatte ſich vor einiger Zeit an die 
oberen Geiſtlichen der St. Bernhardin⸗Kirche 
mit der Bitte gewendet, ihr zur Abhaltung des Got 
tesdienſtes die genannte Kirche einzuräumen. Die 
Herren Geiſtlichen erhoben ihrerſeits keine Einwen⸗ 
dungen, und wieſen den Gemeindevorſtand an den 
Magiſtrat als den Patron der hieſigen evangeliſchen 
Kirchen. Die Magiſtrats⸗Verſammlung beſchloß 
jedoch am vorigen Freitage, der chriſtkatholiſchen Ge⸗ 
meinde die Armenhauskirche zur Abhaltung des 
Gottesdienſtes anzuweiſen. Man beabſichtigte hiers 
mit zweierlei zu erreichen; erſtens konnte durch den 
Umſtand, daß die Kirche innerhalb eines durchaus 
abgeſchloſſenen Hofraumes liegt, jeder Andrang von 
Neugierigen verhindert werden, zweitens wollte man 
Verzögerungen und Weitläuſigkeiten vermeiden, 
welche durch die in Betreff der erfieren Kirche nö⸗ 
thige Einholung der Genehmigung des Königl. Kon⸗ 
ſiſtoriums entſtanden wären. Der Gemeindevor⸗ 
ſtand machte jedoch in Bezug auf diefe Beſchlußnah⸗ 
me bemerkbar, daß die Armenhauskirche für 
den erbetenen Zweck wohl nicht groß genug ſei; die 
Gemeinde zählt bis jetzt 600 Familien, und wenn 
auch nur durchſchnittlich 2 Mitglieder von je einer 
Familie den Gottesdienſt beſuchten, fo dürfte die 
Kirche eine Menge Gläubiger von 1200 Indi⸗ 
viduen kaum faſſen. Dieſe Gründe erkannte man 
natürlich als genügend an und verſicherte den Vor⸗ 
ſtand, man werde mit Bereitwilligkeit das Mögliche 
thun, um die höhere Genehmigung für Benutzung 
der gewünſchten Bernhardin⸗Kirche ſchleunigſt 
zu erhalten. Dieſe Genehmigung muß nun entwe⸗ 
der ſchon erfolgt fein oder in ſicherer Ausſicht ſtehen, 


denn künftigen Sountag ſoll bereits der erſte Got⸗ 
tesdienſt der chriſt-katholiſchen Gemeinde in der St. 
Bernhardinkirche abgehalten werden. — Ein hieft- 
ger, ſehr geachteter Curatus hat heute ſeine Ente 
laſſung bei Einer hochpreislichen Regierung einge— 
reicht, nachdem ihm von Seiten des biſchöflichen Wis 
cariat⸗Amtes die Zumuthung gemacht worden war, 
nochmals ſein römiſch-katholiſches Glaubensbekennt⸗ 
niß feierlichſt abzulegen. (Bresl. Zig.) 

Wien. — Herr Ed. Jerrmann, ein ge⸗ 
borner Berliner, iſt in unſerem Hofburg-Theater 
in Charakter» Rollen mit fo großem Glück aufge⸗ 
treten, wie in den letzten zehn Jahren kein fremder 
Künſtler. Nachdem er den erſten Cyklus ſeiner 
Gaſtrollen als Nathan der Weiſe, Canthal u. ſ. w. 
geſpielt, wurde er zur ferneren Uebernahme des 
Daniel, Oſſip, Wurm (Kabale und Liebe), Lear, 
König Philipp und Mephiſtopheles in Fauſt veran⸗ 
laßt. Im Lear war der Enthusiasmus des Publi- 
kums ſo lebhaft, daß Herr Jerrmann achtmal 
gerufen wurde, und da die Kritik einſtimmig ſich zu 
Gunſten des genialen Gaſtes ausgeſprochen hatte, 
fo beeilte ſich die Kaiſerl. Direktion, ihn durch Engas 
gement dauernd für die Hofbühne zu gewinnen. 

Folgenden Unglücksfall meldet die Allg. Ztg. aus 
einem nah bei Augsburg gelegenen Dorfe: Zwei 
junge Leute, ein Spenglergeſelle von hier und ein 
hier dienendes Landmädchen, deren Eltern eine Vers 
bindung zwiſchen ihnen nicht zugeben wollten, ers 
ſchoſſen ſich, wie es ſcheint, gegenſeitig auf ein ge⸗ 
gebenes Zeichen. Man fand ſie bei einanderliegend 
auf dem Halstuche des Mädchens, welches auf dem 
Schnee ausgebreitet lag. Die Kugel war dem Mäd— 
chen durch die Lunge, dem jungen Manne durchs 
Herz gedrungen. 

In Berlin verlor ein Kaſſendiener 2071 Kthlr. 
an einem der letzten Tage, wovon bereits wieder ein 
Packet von 1000 Kthlr. und 4 Scheine zu 5. Rthlr. 
eingeliefert ſind, die an verſchiedenen Stellen des 
Weges, den der Verlierer genommen hatte, aufge— 
funden waren. Man hofft, daß auch der Finder 
der andern 1000 Rthlr. und des außerdem noch 
fehlenden 50 Rthlr.-Scheines den unglücklichen 
Kaſſendiener von dem ihm drohenden traurigen Schid= 
ſal durch die Ablieferung des Geldes befreien wird. 

Bei Fay le Froid, im Departement der Drome, 
find von der Laſt des vielen Schnees mehrere Häu⸗ 
fer eingedrückt und ganze Familien erſchlagen wors 
den. In einem andern Orte haben die Wölfe zwei 
Kinder und ein junges Mädchen gefreffen. 

Die franzöſiſchen Poſtmeiſter, fagt die Dorf- 
zeitung, haben ſich zu Pferd geſetzt und den König 
um Eniſchädigung wegen der Eiſenbahnen gebeten. 
— Die preußiſchen Poſimeiſter aber jubeln, da bei 
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dem jetzigen Schnee die Eiſenbahn ſtill ſteht, die Po— 
ſten aber fortgehen. 

Seit 14 Tagen hat man in Petersburg täg⸗ 
lich eine Kälte von 20 — 23 Grad. Seit dem 
Jahr 1830 ſoll nicht wieder eine ſo große Kälte ge— 
weſen ſein. 

Auch in Griechenland hat ſich eine empfind- 
liche Kälte eingeſtellt und den Schafheerden wie den 
Oelbaum⸗Pflanzungen beträchtlichen Schaden zuge— 
fügt. 

Durch den ſtarken Schneefall ſind auch in Eng— 
land die Eiſenbahnfahrten gehemmt werden. Der 
Schnee lag an vielen Orten 2 bis 3 Fuß hoch, 
00„́ / nn 

Stadt⸗Theater zu Poſen. 
Freitag den 7 März zum Sechſtenmale und auf 


Verlangen: Das Urbild des Tartuffe, Ori⸗ 
ginal⸗Luſtſpiel in 5 Akten von Gutzkow. 


— — ꝑ-““ ůʃ 33323 
Denen, die an unſeren Schickſalen Antheil neh— 
men, widme ich die ergebene Anzeige, daß meine ge—⸗ 
liebte Hulda am öten März c. von einer Tochter 
glücklich entbunden worden iſt. 
Krups ki, 
Königl. Rektor zu Rogaſen. 


Von der Allgem. Gewerbe-Ordnung und dem 
Entſchädigungs-Geſetz zu derſelben vom 17. Januar 
d. J. iſt ein ſeparater Abdruck in Octavformat ver⸗ 
anſtaltet worden, welcher bei den Preußiſchen Poſt⸗ 
Anſtalten zum Preiſe von 1 Sgr. abgelaſſen wird. 

Berlin, den 17. Februar 1845. 
Debits⸗Comptoir der Gefegfammlung. 


Bei J J. Heine in Poſen iſt zu haben: 
Die Trauung des apoſtoliſch⸗katholiſchen Pfarrers 
Czerski in Schneidemühl, dargeſtellt nach 
authentiſchen Berichten. Preis 21 Sgr. 


So eben iſt erſchienen und bei Gebrüder 
Scherk in Poſen vorräthig: 
Berliner Glaubensbekenntniß. 
Preis 23 Sgr. a 
Traurede bei Czerski's Vermählung. 
Preis 14 Sgr. 
So eben iſt erſchienen und bei Gebrüder 
Scherk in Poſen angekommen: 


Die Jeſuiten, 


wie ſie waren und wie ſie ſind. 
Dem deutſchen Volke erzählt 


von 
Eduard Duller. 
An ihren ara Pe fie erkennen. 
112 Seiten comprefien Drucks. Velinpapier, fauber 
geheftet Preis 4 Sgr. f 

Möge das deutſche Volk den Inhalt dieſer Schrift 
beherzigen! Sie iſt ein Werk der Liebe und Begei⸗ 

ſterung für Wahrheit, Recht und Freiheit! 


Bei W. Hermes erſchien und iſt bei Gebr. 
Scherk in Pofen vorräthig: 


Die Geſetze und Verordnungen, be⸗ 
treffend die Provinzial⸗, Kommu⸗ 
nal= und Kreisſtände in Preußen. 
gr. 8. Geh. 1 Thlr 


Bekanntmachung. 

In der Oberförfterei Zielonka bei Mur.-Goslin 
fol für den Forſtbezuk Dombrowka im Walde 
auf einer dazu bereits beſtimmten Stelle, ein Forſt⸗ 
Etabliſſement, beſtehend: 

a) in einem maſſiven, 36 Fuß langen, 34 Fuß 

tieſen, mit Dachſteinen gedecktem Wohnhauſe; 

b) in einem 62 Fuß langen, 24 Fuß tiefen Stall⸗ 

und Scheunen-Gebäude in Fachwerk mit Mau⸗ 
erſteinen und mit Dachſteinen gedeckt; 


c) in einem Brunnen, Backofen und Hofumwäh⸗ 


rung, 

neu N und der überhaupt mit 1916 Rthlr. 26 
fgr. 2 pf. veranſchlagte Bau öffentlich an den Min⸗ 
deſtfordernden in Entrepriſe ausgethan werden, 
Hierzu ſteht ein Licitations⸗Termin in der Ober⸗ 
förfterei Zielonka bei Murowanna-Goslin auf den 
27ſten März d. J. an, zu welchem qualiſizirte 
Baumeiſter mit dem Bemerken eingeladen werden, 
daß der Termin um 10 Uhr Morgens beginnt und 
nach 2 Uhr Nachmittags keine neuen Vieter mehr 
angenommen werden. 

Die ſpeciellen Bedingungen für die Ausführung 
des Baues werden im Termine vorgelegt werden, 
wogegen die Bau⸗Anſchläge und Zeichnungen ſchon 
vorher bei dem Oberförſter Stahr in Zielonka ein⸗ 
geſehen werden können. 

Polen, den 2. März 1845. 

Königliche Preußiſche Regierung III. 


Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung. 
Das Rittergut Babin nebſt Zubehör, im Kreiſe 
Wreſchen, landſchaftlich abgeſchätzt auf 32,490 Rtlr. 


24 Sgr., foll 
am 17ten 


Juni 1845 Vormittags 
um 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Die Taxe nebſt Hypothekenſchein und Vedingun⸗ 
gen können in unſerm IV. Geſchäfts⸗Burcau einge⸗ 
ſehen werden. 

Die dem Aufenthalte nach unbekannten Miteigen⸗ 
thümer und reſp. Realgläubiger, als: 

a) Joſeph Vincent v. Prettwitz, 

b) Ludwig Adam v. Prettwitz, 

c) Helena v. Prettwitz geborne v. Kijewska, 
Imo voto v. Vienkowska, und ihr Ehe⸗ 
mann Theodor v. Prettwig, ſo wie 

d) Laurenz v. Kaſinowski, 

werden hierzu öffentlich vorgeladen. 
Poſen, den 6. November 1844. 


Ediktal⸗ Citation. 
Der Gutspächter Alexander von Zurawer, 
welcher ſich) zuletzt in Iwno, Schubiner Kreiſes, 
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aufgehalten, und ſeit dem Jahre 1799 keine Nach⸗ 
richt von ſich gegeben hat, ſo wie die von ihm etwa 
zurückgelaſſenen unbekannten Erben und Erbnehmer 
werden hiermit aufgefordert, ſich in dem auf 

den 22ſten September 1845 Vor: 

mittags 11 uhr 

vor dem Herrn Lande und Stadtgerichts.⸗ Rath 
Schadenderg in unſerm Gerichts Lokale anbe⸗ 
raumten Termine ſchriftlich oder perſönlich zu mel⸗ 
den und weitere Anweisung zu erwarten, widrigen⸗ 
falls der Alexander v. Zurawek für todt erklärt und 
das von ihm zurückgelaſſene Vermögen den geſetzli⸗ 
chen Beſtimmungen gemäß verwendet werden wird. 

Bromberg, den 5. November 1844. 1 

Königliches Ober-Landesgericht. 
II. Abtheilung. 
4444444444» „4444 
Edietoal⸗ Vorladung. : 

Ueber den Nachlaß des hierfelbft am 25ſten April 
1844 verſtorbenen Regierungs- und Landes⸗Ockono⸗ 
mie⸗Raths Johann Wilhelm Eduard Holz— 
heimer iſt heute der erbſchaftliche Liquidations⸗ 
Prozeß eröffnet worden. Der Termin zur Anmel- 
dung aller Anſprüche ſteht 

am 13ten Juni 1845 Vormittags 

um 10 Uhr i 
vor dem Ober-Landesgerichts-Aſſeſſor v. Croufaz 
im Partheienzimmer des hieſigen Gerichts an. 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, wird al⸗ 
ler ſeiner etwanigen Vorrechte verluſtig erklärt und 
mit ſeinen Forderungen nur an dasjenige, was nach 
Befriedigung der ſich meldenden Gläubiger von der 
Maſſe noch übrig bleiben ſollte, verwieſen werden. 

Poſen, den 18. Februar 1845. 

Königl. Land- und Stadtgericht. 
ͤvnmmnnmmmnnn UH Pf,:˙n d !1⸗˖ÿł4%ͤ“³6—k—— 
Nothwendiger Verkauf. 

Land- und Stadtgericht zu Poſen, 
den 25ſten Januar 1845. 


Der zum Nachlaß der Ziegelmeiſter Johann 
Zehagenſchen Eheleute gehörige Oderkahn, welcher 
die polizeiliche Bezeichnung No. 820. und das Steuer⸗ 
Roll⸗Zeichen VI. Nro. 35. führt, und der zu dem— 
ſelben gehörige Handkahn, erſterer abgeſchätzt auf 
250 Thaler, letzterer abgeſchätzt auf 3 Thaler, ſoll 

am Ilten März 1845 Vormittags 

um 11 Uhr . 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Die Taxe und die Verkaufsbedingungen find in 

der Regiſtratur einzuſehen. S 


——ñ—— 
Ungar⸗ und Champ. Wein Auktion. 
Montag den 10 ten u. Dienſtag den 11 ten 
März Vormittags von 10 und Nachmittags von 3 
Uhr ab follen im Auktions⸗Lokal Sapichaplag No. 
2. mehrere hundert Flaſchen guter ſüßer und herber 
ächter Ungar Wein, fo wie auch füßer Ausbruch 
und eine Parthie ächter Champagner-Wein a6 — 
12 Flaſchen, nebſt 20 Dutzend Flaſchen ächtes Eau 
de Cologne, ſo wie auch eine Parthie Hamburger 
Cigarren gegen baare 2 bung verſteigert werden. 
n ſch üßtz, 
Hauptmann a. D. und Königl. Aukt.-Comm. 
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Deffentliche Handelslehranſtalt zu 
Berlin. 

Das Sommerhalbjahr in dieſer, unter der beſon⸗ 
dern Obhut der hohen Miniſterien der Finanzen und 
des Unterrichts ſtehenden Anſtalt beginnt am 7ten 
April. Die Lehrgegenſtände ſind: 1) Allgemeine 
Handelswiſſenſchaft (Münz⸗, Maaß⸗ und Gewichts⸗ 
kunde, Lehre von den Wechſeln, Staatspapieren, 
Börſen, Banken, Handelsgeſellſchaften, Fracht- u. 
Schifffahrtskunde ꝛc.): Dir. Noback und Friedr. 
Noback. 2) Kaufmänn. Rechnen: Dieſelben. 3) 
Waarenkunde und Technologie: Dir. Nobad. 4) 
Kaufmänn. Correſpondenz: Friedr. Noback. 5) 
Einfaches und doppeltes Buchhalten: Derſelbe. 6) 
Mathematik: Dr. Salzenberg. 7) Allgemeine 
und Handels ⸗Geſchichte: Dr. Schweitzer. 8) 
Handels-⸗ Geographie und Statiſtik: Dr. Freiberr 
von Reden. 9) Phyſik und Chemie: Dr. Rem⸗ 
melsberg. 10) Deutſche Sprache: Dr. Haym. 
11) Franzöſiſche Sprache: Ackermann, Depau⸗ 
bourg und Dr. Schweitzer. 12) Engl. Spra⸗ 
che: Dr. Edward Moriarty. 13) Schönſchrei⸗ 
ben: Schütze jun. 14) Zeichnen: Unger. 

Ueber die Bedingungen der Aufnahme von Zög- 
lingen, ſo wie wegen jeder anderweitigen Auskunft 
über die Handelslehranſtalt beliebe man ſich an den 
Unterzeichneten zu wenden. 

Berlin, im Februar 1845. 

Direktor C. Noback (Zimmerſtr. 91.) 

— ——¼— —-¼—- — — 

Ein Sohn rechtlicher Eltern hiefigen Orts, der 
die nöthigen Schuljahre beendet und Luſt hat, das 
Material⸗Geſchäft, wie auch die Deſtillations-Kunſt 
praktiſch zu erlernen, findet ſofort ein Unterkommen 
bei Simon Elkuß, 

Kaufmann und Deſtillateur, Gerber: 
ſtraße No. 43. 
Poſen, den 3. März 1845. 


Eine große Parthie ſeinſte Jamaika⸗Rum's, wel⸗ 
che bereits ſeit 6 Jahren lagern, habe ich vortheil- 
haft käuflich an mich gebracht und offerire ſolche zu 
ſehr billigen Preiſen. Simon Elkuß. 
— nen 


Das hierſelbſt auf St. Martin in der Mühlen⸗ 
Straße unter der Hypoth.⸗Nummer 161. belegene 
Grundſtück, Karpfen: Teich genannt, dem Herrn 
Fürſten Michael Radziwitt Durchlaucht gehö⸗ 
rig, beſtehend in einem maſſiven Wohnhauſe nebſt 
Stallung und Wagenremiſe, fo wie in einem geräu⸗ 
migen Platze, worauf bequem noch drei Wohngebäu⸗ 
de errichtet werden können, iſt aus freier Hand zu 
verkaufen. Kaufluſtige wollen ſich gefälligſt bei dem 
mit Vollmacht verſehenen Herrn Vin cent Her⸗ 
manowski im Hotel de Hambourg melden. Die 
Defig- Dokumente können in der Kanzlei des Juſtiz⸗ 
Rath Pigloſiewiez eingeſehen werden. 

Poſen, den 25. Februar 1845. 

— ————— 


Einem hohen Adel und geehrten Publikum die ers 
gebene Anzeige, daß ich das Materials und Wein⸗ 
Geſchäft, verbunden mit einer Liqueur⸗ Handlung, 


unter der Firma „L. Weimann“ Breslauerſtraße 
No 14., käuflich an mich gebracht habe. 

Da ich mit allen in dieſes Fach einſchlagenden Ar⸗ 
tikeln aufs beſte verſehen bin, hoffe ich, daß mir das 
Zutrauen, das ich mir in meinem beftchenden Ge⸗ 
ſchäft, Friedrichsſtraße No. 91., durch reelle Bedie⸗ 
nung zu erwerben gewußt habe, auch hier zu Theil 
werden wird, und glaube mit Zuverſicht, daß Nie⸗ 
mand durch die Vorzüglichkeit der Waaren und den 
ſolideſten Preiſen meinen Laden unbefriedigt verlaſſen 
wird. Poſen, Breslauerſtraße No. 14. 

Max Bijur. 


Sonntag, den 9. März. 


Großes Salon⸗Konzert 


und noch größere Blumen- Ausſtellung. Entrée 
21 Sgr. Anfang 4 Uhr Nachmittag. 

Wer dieſem Wintere Vergnügen hier noch nicht 
beigewohnt, wolle gefälligſt diesmal Theil nehmen, 
um ſich theils zu überzeugen, daß ich Alles aufbiete, 
den geehrten Herrſchaften einige recht vergnügte Ge⸗ 
ſellſchafts⸗ Stunden zu verſchaffen, theils aber auch 
ihrerſeits zur fernern Aufmunterung derartiger Un 
ternehmungen gütigſt beitragen. Ich lade hierzu er⸗ 
gebenſt ein. Gerlach. 
. —.. ... —.—. —. — ͤ —— 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld- Cours - Zettel. 
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3 1004 | — 
3 
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dito dito dito 974 
Ostpreussische dito 
Pommersche dito 100: | — 
Kur- u. Neumärkische dito 10031 — 
Schlesische dito — 994 
Friedrichsd or 1372 13552 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. 11721 Il 
Disc onto 0 PL F 34 4 

Actien. 

Berl. Potsd. Eisenbabnn 5 —— — 
dto. dto, Prior. Ob lig. 4 u 
Magd. Leipz. Eisenbahn: — — 11844 
die. dto. Prior. Obli g.. 4. 1034 
Berl, Anh. Eisenbann — 1541 1534 
dto. dto. Prior. Oblig,,,. | 4 |102 102 
Düss. Elb. Eisenbahn .. ...., 5 106 105 
dto, dto. Prior, Ob lig. 4 | — 
Rhein, Eisenb an FH ken — 
to. dte. Prior. Oblig,... - | 4, | 99 99 
dto. vom Staat garant. 41%, | — 
Berlin-Frankfurter Eisenbahn PR DR 
dito. dito. Prior. Oblig. 4 . 
Ob.- Schles. Eisenbahn 4 125 — 
do. do, do, Litt, B. v. eingez — 1164 115 
Brl.-Stet. E. Lt. A und ... | — 136 — 
Magdeb-.Halberstädter Risenb. 4 114 | — 
resl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb, | 4 119 — 
dito. dito. Prior. Oblig .. | a | _*| _ 
Bonn Kölner Eisenbahn ,... | 5 1423 — 


